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			Argentinien wählt

			Alberto Fernández Favorit im Präsidentschaftsrennen
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			Mauricio Macri und Alberto Fernández auf der Zielgeraden des Wahlkampfs. (Fotos: fb)

			Buenos Aires (AT/mc) - Argentinien hat die Wahl: An diesem Sonntag, dem neunten Todestag von Ex-Präsident Néstor Kirchner, entscheiden die Wahlberechtigten darüber, wer in den kommenden vier Jahren das Land als Präsident führen wird. Dann wird die Frage beantwortet, die die letzten Wochen die Nation beschäftigte: Schafft es Amtsinhaber Mauricio Macri nach dem desaströsen Ergebnis der Vorwahlen am 11. August doch noch, das Blatt zu wenden und zumindest eine Stichwahl zu erzwingen? Oder kann Herausforderer Alberto Fernández übermorgen das Präsidentschaftsrennen entscheiden, ohne in einen weiteren Wahlgang ziehen zu müssen? Die weiteren vier Bewerber dürften keine echten Chancen haben.

			Fernández, dessen Vize-Kandidatin die umstrittene Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ist, wäre direkt gewählt, wenn er ähnlich stark abschnitte wie bei den Vorwahlen. Bei diesen konnte er fast 47,8 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen. 

			In Argentinien muss ein Präsidentschaftskandidat auf 45 Prozent der Stimmen oder auf 40 Prozent mit zehn Prozentpunkten Vorsprung vor dem Zweiten kommen, um in der ersten Runde zu gewinnen. Anderenfalls kommt es zu einer Stichwahl, die für den 24. November (Sonntag) angesetzt ist.

			Macri verbuchte bei den Vorwahlen lediglich 31,8 Prozent für sich. Um es in die Stichwahl zu schaffen, müsste er sich nun schon mindestens auf 35 Prozent verbessern und darauf hoffen, dass Fernández auf unter die 45-Prozent-Marke zurückfällt. Wahrlich kein leichtes Unterfangen. Das zu erreichen ist nur möglich, wenn es dem amtierenden Präsident gelingt, in größerem Umfang Wähler zu mobilisieren, die den Vorwahlen ferngeblieben waren. 

			Für bessere Stimmung im Regierungslager sorgte zuletzt die Großkundgebung in Buenos Aires am vorigen Samstag, zu der Hunderttausende Menschen strömten und Macri anfeuerten (siehe Seite 6). Auch bei der zweiten TV-Debatte, die am Sonntag in der Juristischen Fakultät von Buenos Aires ausgetragen wurde, zeigte sich der Präsident diesmal angriffslustiger als in der Diskussion eine Woche zuvor in Santa Fe.

			Vor allem ging er auf die Korruptionsfälle während der Zeit der Kirchner-Regierungen ein, denen Fernández zeitweise als Kabinettschef diente (2003 bis 2008). „Es ist unmöglich zu glauben, dass er davon nie etwas mitbekommen hat“, unterstellte Macri. Fernández schlug zurück, indem er auf Geschäfte der Unternehmerfamilie Macri verwies, die Gegenstand juristischer Untersuchungen sind. 

			Macri kam bei dem Schlagabtausch entgegen, dass er in den verschiedenen Themenblöcken meist nach Fernández sprechen konnte. Dies hatte die Auslosung der Sprecherreihenfolge ergeben. Das Klima zwischen den beiden Hauptkonkurrenten im Kampf um den Einzug in die Casa Rosada war so vergiftet, dass sie sich im Anschluss an die zweistündige Debatte nicht einmal die Hand gaben.

			In gleichem zeitlichen Umfang Gelegenheit, ihre Position dem TV-Publikum darzustellen, hatten die weiteren Bewerber: Der gemäßigte Ex-Wirtschaftsminister Roberto Lavagna, der es bei den Vorwahlen auf 8,2 Prozent brachte, war um moderate Töne bemüht. Er versprach ein Beschäftigungsprogramm, das pro Jahr nicht weniger als 200.000 neue Arbeitsplätze schaffe.

			Der Linksaußen Nicolás del Caño (2,9 Prozent bei den Vorwahlen) schlug unter anderem vor, die Arbeitslosigkeit dadurch zu minimieren, die vorhandene Arbeit auf mehr Menschen zu verteilen. Der Rechtskonservative Juan José Gómez Centurión (2,6 %) machte sich für eine rigorose Sicherheitspolitik stark. Vor allem den Straßenblockaden, die hierzulande eine Art Mittel der politischen Auseinandersetzung geworden sind, sagte er den Kampf an. 

			Der Ultraliberale José Luis Espert (2,2 %) vertrat den Standpunkt, dass Macri und Fernández in wesentlichen Punkten nicht so weit voneinander entfernt seien und nannte als Belege für die These Devisenkontrollen, Zahlungsunfähigkeit des Staates und Einfrierung von Preisen. 

			Nun hat der Wähler das Wort.

			Weitere Entscheidungen

			Buenos Aires (AT/mc) - Am Wahlsonntag geht es nicht nur um das Präsidentenamt. Auch in mehreren Gliedstaaten stehen wichtige Entscheidungen an. So in der Provinz Buenos Aires, wo María Eugenia Vidal eine Wiederwahl als Gouverneurin anstrebt. Allerdings werden der Parteifreundin von Mauricio Macri nach der Vorwahlschlappe gegen ihren linksperonistischen Herausforderer Axel Kicillof nur noch Außenseiterchancen eingeräumt.

			In der Hauptstadt stellt sich mit Horacio Rodríguez Larreta ein weiterer Parteigänger des Präsidenten zur Wiederwahl. Der Regierende Bürgermeister konnte bei den Vorwahlen ein ordentliches Ergebnis verbuchen. Er braucht nun aber mindestens 50 Prozent der Stimmen, um eine Stichwahl zu vermeiden. Erster Herausforderer ist Matías Lammens, der Kandidat von Frente de Todos (Bündnis von allen). Neue Verwaltungschefs werden auch in Catamarca und La Rioja gekürt.

			Zudem gilt es, die Zusammensetzung des Kongresses neu zu bestimmen. In der Deputiertenkammer wird die Hälfte der 260 Sitze neu gewählt. Im Senat sind es ein Drittel der 72 Mandate. Die 24 neuen Senatoren werden in der Hauptstadt sowie in den Provinzen Chaco, Entre Ríos, Neuquén, Río Negro, Salta, Santiago del Estero und Feuerland ermittelt.
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			Unterstützung für Macri

			Hunderttausende feuern den Präsidenten an

			Von Jonas Uphoff
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			Die Menschenmenge feierte Macri. (Foto: fr)

			Buenos Aires (AT) - Große Unterstützung für Mauricio Macri: Am vergangenen Samstag versammelten sich um den Obelisken Hunderttausende Anhänger des amtierenden Präsidenten und Kandidaten, um ihrem Favoriten begeistert Beifall zu spenden. Die Polizei schätzte die Teilnehmerzahl auf 800.000. 

			Angesichts der wenig aufmunternden Prognosen galt es zu bekräftigen, dass man die Hoffnung noch nicht aufgegeben hat. „Sí se puede!“ (Ja, wir können es!) skandierten die dicht an dicht gedrängten Menschen, während auch das Wetter dem Redner mit Sonnenschein wohlgesonnen war. 

			Findige Geschäftsleute präsentierten in ihren Ständen Kollektionen von Flaggen, Transparenten und Stickern. Wegen der relativ hohen Temperatur und der langen Wartezeit, aber auch weil ein nicht unerheblicher Teil der Menge zur älteren Bevölkerung gehörte, hatten ambulante Helfer es schwer, die humanitäre Lage im Griff zu behalten. 

			Der Zugang zum Platz war über die zahlreichen Seitenstraßen hinaus für Ersthelfer kaum zu erreichen. Dies tat der Stimmung jedoch keinen Abbruch. Bei seinem Auftritt wurde Macrí mit frenetischem Jubel und Gesang empfangen. Von der Bühne aus bedankte er sich bei der versammelten Menge für die Unterstützung: „Eure Anwesenheit gibt mir die Hoffnung, dass wir es doch noch schaffen können!“ 

			Abermals führte er die wichtigsten Punkte seines Wahlprogramms an und versäumte es nicht, seine politischen Gegner scharf zu kritisieren, was beim Publikum sehr gut ankam. „Bis hierhin und nicht weiter“, würde die Opposition mit ihren Bemühungen kommen. 

			Angesichts der Wahlen, die an diesem Sonntag stattfinden, ist die Stimmung auf beiden Seiten um so polarisierter und angespannter. Noch bis in den späten Samstagabend hinein wehte im ganzen Zentrum das Himmelblau und Weiß der argentinischen Flagge, und die Bürgersteige der Seitenstraßen links und rechts der Avenida Corrientes waren überfüllter als gewöhnlich an einem Wochenende.
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			„Alternativen aufzeigen“

			Rosa-Luxemburg-Stiftung mit neuem Regionalleiter und neuem Büro

			Von Marcus Christoph
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			Gerhard Dilger in seinem Büro im Buenos-Aires-Stadtteil Constitución. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT) - „Wir wollen Alternativen aufzeigen.“ Mit diesen Worten beschreibt Gerhard Dilger die Arbeit der Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS) in Buenos Aires. Auftrag der Einrichtung, die der deutschen Partei „Die Linke“ nahesteht, ist die politische Bildungsarbeit, wie Dilger erläutert.

			Vor Kurzem hat die Stiftung ihr neues, großzügiges Büro im Stadtteil Constitución bezogen, nachdem sie zuvor schon einige Jahre in Chacarita ansässig war. Die Vertretung ist neben Argentinien auch für Chile und Uruguay zuständig. Insgesamt arbeiten 14 Angestellte in den neuen Räumlichkeiten in der Straße Santiago del Estero 1148. Dilger selbst ist seit Anfang dieses Jahr im Land. Zuvor hatte er sechs Jahre lang das RLS-Büro in São Paulo geleitet. 

			Der 60-Jährige aus dem bayrischen Landsberg verfügt über langjährige Erfahrungen in Lateinamerika. Zunächst kam er als Lehrer nach Kolumbien, wechselte dann aber in den Journalismus. Er lebt seit 1992 in Südamerika; viele Jahre davon in Brasilien. Bis 2012 wirkte er als Korrespondent der taz und anderer deutschsprachiger Medien, ehe er als „Seiteneinsteiger“ zur Rosa-Luxemburg-Stiftung kam. „Mein Plus war die Regionalkenntnis“, beschreibt Dilger gegenüber dem Tageblatt.

			In Argentinien und anderen Ländern Lateinamerikas unterstützt die Stiftung „progressive und emanzipatorische Prozesse“ - und das möglichst konkret und auf verschiedenen Feldern. Beispielsweise die Fraueninitiativen: „In diesem Punkt kann Deutschland von Argentinien lernen“, sagt Dilger. Schließlich sei die Demonstrationskultur hier sehr lebendig. Oder die Kleinbauernbewegung. „Wir setzen uns für eine soziale und ökologische Transformation ein“, so der RLS-Büroleiter mit Blick auf den Agrarsektor. Die Landwirtschaft solle nicht nur für den Export produzieren. Das kapitalistische Wirtschaftssystem sei grundsätzlich zu hinterfragen, meint er.

			Zu den Aufgaben des RLS-Büros in Buenos Aires zählt auch das Erstellen von Analysen für die Zentrale in Berlin über die Situation hier vor Ort. Dilger moniert in diesem Zusammenhang auch, dass Lateinamerika zusehends weniger in deutschen Medien vertreten sei.

			Partner hat die RLS in Argentinien vor allem in sozialen Bewegungen wie „Frente Popular Darío Santillán“, „Movimiento Popular La Dignidad“ und „Pañuelos en Rebeldía“. Auf der Ebene politischer Parteien bestünden eher sporadische Beziehungen wie zum Linksbündnis FIT. Des Weiteren gibt es Berührungspunkte mit Menschenrechtsaktivisten und -aktivistinnen wie etwas Nora Cortiñas von den Müttern der Plaza de Mayo. 

			„Wir wollen Leute aus verschiedenen Bereichen durch Dialog zusammenbringen“, sagt Dilger in Anspielung auf die schon traditionellen Zersplitterungstendenzen im linken Lager. Für potenzielle Partner in Argentinien ist die RLS aus zwei Gründen attraktiv: Einmal wegen der prominenten Namensgeberin. Zum anderen aber auch, da die Einrichtung mit Geldern aus Deutschland ausgestattet ist und somit auch tatsächlich in der Lage sei, Projekte zu realisieren, beschreibt Dilger.

			Die deutschen politischen Stiftungen werden durch Gelder mehrerer Bundesministerien finanziert. Voraussetzung für die Vergabe von Steuermitteln ist, dass der Partei, die der jeweiligen Stiftung nahesteht, zum zweiten Mal der Einzug in den Bundestag gelungen ist. 

			Die Rosa-Luxemburg-Stiftung wurde 1990 gegründet und wurde bald darauf von der Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) anerkannt. Diese wiederum war aus der einstigen DDR-Staatspartei SED hervorgegangen. 2007 fusionierte die Linkspartei.PDS mit der eher westdeutschen WASG zur Partei Die Linke

			Die Rosa-Luxemburg-Stiftung ist seit 2015 mit einem Büro in Buenos Aires vertreten. Weitere Vertretungen auf dem amerikanischen Doppelkontinent gibt es in São Paulo, Quito (Ecuador), Mexiko-Stadt und New York.
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			Die Woche in Argentinien

			Zuzug von Venezolanern 

			Der Zuzug von Venezolanern nach Argentinien ist anhaltend stark. In den ersten neun Monaten dieses Jahres registrierten die hiesigen Grenzbehörden insgesamt 111.809 Personen, die aus dem sozialistischen Krisenland hierher kamen. Dies ist fast so viel, wie für den gleichen Zeitraum des Vorjahres zu verzeichnen war. Damals wurden 113.680 Menschen aus dem Maduro-Staat an den argentinischen Grenzen gezählt. Es ist aber deutlich mehr als in den Jahren 2017 (60.994 Personen) und 2016 (51.431). Auffällig ist, dass die Zahl derjenigen, die nicht mit dem Flugzeug, sondern auf dem Land- oder Seeweg nach Argentinien kamen, kontinuierlich gestiegen ist. Betrug der Anteil der Letztgenannten an den insgesamt Registrierten 2016 noch 19 Prozent, so kletterte er in den Folgejahren von 27,5 Prozent (2017) über 32,5 Prozent (2018) auf nunmehr 38,8 Prozent in diesem Jahr. Dies kann man als Indikator für die Verzweiflung vieler Venezolaner deuten. Sie können sich zwar das Flugticket nicht leisten, versuchen aber dennoch, auf verschiedenen Wegen dem Elend in ihrem Heimatland zu entkommen.

			Die Erde bebt

			Liegt es am Bergbau in Vaca Muerta? In der Ortschaft Sauzal Bonito in der Provinz Neuquén klagen die Bewohner immer wieder über Erdstöße. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Bezugnahme auf eine Untersuchung der Nichtregierungsorganisation (NGO) Sismología Chile. Demnach wurden zwischen 2015 und 2019 nicht weniger als 150 seismographische Vorfälle registriert. Alleine zwischen dem 23. und dem 24. Januar dieses Jahres habe 38-mal die Erde gewackelt. Der 300 Einwohner zählende Ort liegt in der Nähe der Ölschiefer-Lagerstätte Vaca Muerta, zu deren Ausbeutung nichtkonventionelle Fördermethoden wie Fracking zur Anwendung kommen. Seitens der Erdöl-Industrie versucht man zu beschwichtigen. Diejenigen, die die Messungen durchgeführt haben, seien „Amateure“, zitiert der „Clarín“ eine nicht näher bezeichnete Quelle aus der Branche. Die Klage der Bewohner habe eine „starke psychologische Komponente“. Die Betroffenen aber versichern, die Erdstöße hätten erst mit der Ausbeutung der Bodenschätze begonnen.

			150 Jahre „La Prensa“

			Auf stolze 150 Jahre Geschichte zurückblicken kann die hiesige Zeitung „La Prensa“ (Die Presse). Am vorigen Freitag gab es einen Jubiläumsempfang des Medienunternehmerverbands ADEPA in der Bibliothek der traditionsreichen Publikation. Diese wurde am 18. Oktober 1869 von dem Politiker und Journalisten José C. Paz gegründet und entwickelte sich in der Folgezeit zu einer der wichtigsten Zeitungen des Landes. Einen harten Schlag musste „La Prensa“ 1951 hinnehmen, als die Gewerkschaft CGT nach einem Arbeitskonflikt die Enteignung des Unternehmens durchsetzen konnte. Diese wurde 1956 nach dem Sturz von Präsident Juan Domingo Perón wieder aufgehoben. Doch ihre alte Bedeutung konnte „La Prensa“ nicht mehr erlangen. In der Zwischenzeit hatte ihr die ursprünglich kleinere Zeitung „Clarín“ den Rang abgelaufen. Heute gehört „La Prensa“ zur Mediengruppe „Multimedios La Capital“, die im Besitz des Unternehmers Florencio Aldrey Iglesias aus Mar del Plata ist.

			Argentinier noch im Rennen

			Rafael Grossi ist weiter im Rennen um den Chefposten bei der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA). Der argentinische Diplomat bekam bei einer geheimen Abstimmung am Montag 16 Stimmen der 35 Mitglieder des IAEA-Gouverneursrats. Allerdings konnte der rumänische IAEA-Interimschef Cornel Feruta noch eine Stimme mehr für sich verbuchen, hieß es aus diplomatischen Kreisen. Zwei Länder enthielten sich. Für eine Bestellung zum IAEA-Chef ist eine Zwei-Drittel-Mehrheit erforderlich. In nächster Zeit wird eine erneute Abstimmung erwartet. Am Montag war Lassina Zerbo, Chef der Atomteststopp-Behörde, wegen zu geringer Unterstützung aus dem Rennen gefallen. Die IAEA muss nach dem Tod von Yukiya Amano einen Nachfolger für den Chefposten suchen. Die Behörde kontrolliert weltweit die zivilen Atomprogramme.

			Kronzeugen

			Rückendeckung für Richter Claudio Bonadio: Das Bundeskammergericht mit Sitz in Buenos Aires entschied am Montag, die Aussagen der Kronzeugen in dem Korruptionsprozess anzuerkennen, der sich auf Kopien von Tagebüchern des einstigen Regierungschauffeurs Oscar Centeno stützt. Einige der angeklagten Ex-Funktionäre und Unternehmer hatten Einspruch gegen deren Verwendung eingelegt. Doch das Gericht stellte sich auf den Standpunkt, dass die Aussagen der insgesamt 31 Kronzeugen als plausibel zu bewerten seien und sie auch die Ermittlungen voranbrächten. Unter den Kronzeugen befinden sich neben Centeno unter anderen auch der einstige Staatssekretär für öffentliche Bauten, José López, und der Bauunternehmer Carlos Wagner. In dem Verfahren geht es um die Aufdeckung eines weit verzweigten Korruptionsnetzes während der Kirchner-Jahre. (AT/mc/dpa)
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			Macri, der Politiker

			Von Juan E. Alemann

			Nach dem Ergebnis der PASO-Wahlen, bei denen Alberto Fernández einen unerwarteten Vorsprung von 16 Prozentpunkten gegenüber Mauricio Macri erreichte, ist dieser zusammengebrochen. Er selber sprach von einem Schlag auf den Kopf, und war in diesem Sinn wie betäubt. Doch danach beschloss er den Kampf bis zur letzten Minute nicht aufzugeben. Macri kümmerte sich als Präsident um die Staatsverwaltung. Als Politiker muss er jetzt eine Wahl gewinnen, oder zumindest als starker Leiter der Opposition verbleiben. Jetzt hat er sich von dieser Seite gezeigt, und dabei einen bisher weniger bekannten Aspekt seiner Persönlichkeit hervorgehoben. Er ist ein guter Barrikadenredner, was bei einem Menschen, der nicht aus der Politik kommt, nicht selbstverständlich ist.

			Er organisierte 30 Massenkundgebungen im ganzen Land, die erste an der Bahnstation Belgrano C in der Bundeshauptstadt, dann viele in einzelnen Städten des Landes und die letzte am Samstag am Obelisken. Immer gab es dabei große Menschenmengen, und am Samstag waren es auf der “9 de Julio” und anrainenden Straßen zwar keine Million, wie es offiziell hieß, doch bestimmt weit über 700.000. Visuell mussten es gut ebenso viele gewesen sein, wie sie Alfonsín 1983 dort zusammenbrachte, kurz bevor er die Wahl gewann. Unterschwellig erinnerte die Kundgebung vom Samstag an dies.

			Macri zählt immer noch auf die Unterstützung sehr vieler Menschen, sei es, weil sie seine Grundideen teilen, oder weil sie auf alle Fälle keine Rückkehr des korrupten linkslastigen und in seinem Wesen totalitären Kirchnerismus, mit seinem Amigo-Kapitalismus, wollen. 

			Präsidenten zeigen erst in schwierigen Krisenmomenten ihr Format. Raúl Alfonsín wusste nach der Hyperinflation von Februar-März 1989 nicht, was er tun sollte. Nachdem er die Wahl gegen Menem verlor, trat er vorzeitig zurück. Fernando de la Rúa trat auch zurück, zwei Jahre vor Beendigung seiner Amtszeit, nachdem eine tiefe Krise aufgetreten war, und die Peronisten einen großen Krawall auf der Plaza de Mayo organisiert hatten. Carlos Menem hingegen, reagierte anders, als die Hyperinflation im März 1990 wieder auftrat. Er verhärtete den Kurs, übte starken Druck auf die verängstigten Deputierten und Senatoren seiner Partei aus, und erreichte, dass sie die Gesetze über Privatisierung und Staatsreform verabschiedeten, die wesentlich für seine Privatisierungspolitik waren. Mauricio Macri hat sich jetzt mit Menem eingereiht und kämpft für seine Überzeugungen. Bravo!

			Das politische Leben ist für einen Politiker in einer Demokratie eben so, dass er einmal oben und einmal unten ist. Aber ein echter Politiker darf dabei nie aufgeben. Macri geht es jetzt darum, dass es zu einer zweiten Wahlrunde kommt, in der er eventuell ein ungünstiges Ergebnis umkehren kann. Allein, auch wenn Macri schließlich verliert, wird seine Koalition eine bedeutende parlamentarische Vertretung haben, und Macri wäre dann der mächtige Leiter der Opposition, eine Rolle, die ihm wohl niemand streitig machen kann. Und 2023 könnte er dann wieder Präsident werden. Er wäre dann erst 65 Jahre alt. 

			Gewinnt Alberto Fernández, wie es allgemein vorweggenommen wird, wird er wohl oft Macri um Hilfe bitten müssen. Denn seine eigene Mannschaft, die “Front für alle”, enthält zwei gegensätzliche Gruppen, nämlich den traditionellen Peronismus, der im Wesen eine Art kreolische Sozialdemokratie ist, und den Kirchnerismus, der die Montonero-Ideologie aufnimmt, mit Kuba und Venezuela als Vorbild, und ursprünglich mit dem des jugoslawischen Kommunismus, der nicht so extrem wie der sowjetische war. Macri würde gewissermaßen auch mitregieren. Im Grunde sind eben er und AF dialogbereite Pragmatiker.
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			Im Blickfeld: Schlammschlacht in Thüringen

			Von Jonas Uphoff

			Wie Anfang September in den neuen Bundesländern Brandenburg und Sachsen, wird am kommenden Wochenende auch in Thüringen der Landtag gewählt. Schon im Vorfeld ist das politische Debattenklima vergiftet, es verhärten sich die Fronten, die Spitzenpolitiker sehen sich Mord- und Anschlagsdrohungen ausgesetzt. Selten herrschten im Angesicht einer Landtagswahl derartige, fast schon Weimarer Verhältnisse. Dies liegt daran, dass sich die politische Landschaft Thüringens in einigen wesentlichen Aspekten von der anderer Bundesländer, auch in den neuen, unterscheidet. Zum einen ist dort seit 2014 die einzige linksgeführte rot-rot-grüne Koalition unter Bodo Ramelow, als verhältnismäßig moderater Linker bekannt, am Ruder, zum anderen gehört die Thüringer AfD mit Björn Höcke an der Spitze zum ultrarechten und offen demokratiefeindlichen Flügel der Partei. Zu diesen zwei Extremen gesellt sich noch die CDU unter Mike Mohring, der sich bisher zu keinerlei Kompromissen bereit zeigte und Rot-Rot-Grün zu einem „Wimpernschlag der Geschichte“ machen möchte. Die Notwendigkeit eines klaren Mehrheitsverhältnisses könnte also nicht stärker sein.

			Gerade dieses steht jedoch auf dem Spiel, wie die neuesten Umfragen vermuten lassen. Obwohl die Linke mit ihrem Spitzenkandidaten und amtierenden Ministerpräsidenten Bodo Ramelow sogar mit knapp einem Prozent Stimmgewinn auf über 30 Prozent an der Spitze bleiben kann, ist die Regierungsposition noch lange nicht gesichert. Denn, dass das derzeit regierende Bündnis aus Rot-Rot-Grün weiterregieren kann, steht auf der Kippe. Die Grünen können im Gegensatz zum vorherrschenden Trend vermutlich nur einen Minimalgewinn einfahren (7,4 Prozent), während die SPD, ganz dem Trend gemäß, ein Rekordtief erfahren könnte (8,2). Zweitstärkste Kraft wird wie zuvor in Brandenburg und Sachsen die AfD mit 23,2 Prozent, knapp gefolgt von der CDU mit 22,9 Prozent. Die FDP wird es nach dem neuesten Stand vermutlich nicht in den Landtag schaffen, was die Lage für die anderen Parteien natürlich etwas leichter macht.

			Noch läuft allerdings der Wahlkampf und sucht in Sachen Brutalität und Grenzüberschreitung seines Gleichen. Am letzten Wochenende hatte Grünen-Parteichef Robert Habeck, der zurzeit das Land als Wahlkampfunterstützer durchreist, eine Morddrohung erhalten. Ein verdächtiger 27-Jähriger hatte in sozialen Netzwerken dazu aufgerufen. Habecks Parteikollege Dirk Adams, der in Thüringen antritt, erhielt nur wenige Tage später einen Drohbrief aus dem rechten Lager, der ihn zum Rücktritt bewegen sollte. Auch der CDU-Kandidat Mohring erhielt die Aufforderung, sich aus dem Wahlkampf zurückzuziehen, da man ihn sonst „entweder abstechen, oder ihm eine Autobombe zünden würde“. Auch diese Drohung kam von Rechtsextremisten, war gar mit „Sieg Heil und Heil Hitler“ unterzeichnet. Am Dienstagabend stand dann ein AfD-Wahlkampfbus in Flammen. Hört man von diesen aberwitzigen Methoden, möchte man meinen, man befände sich kaum noch in einem demokratischen Land, vor einer demokratischen Wahl. 

			Diese schockierende Vorkommnisse sollten jedoch nicht überraschen, da das politische Diskussionsverhalten, durch populistische Rhetorik, verstärkt durch soziale Medien, zunehmend weltweit polarisiert und vergiftet worden ist. Dass auf eine demokratiefeindliche Rhetorik auch antidemokratische Taten folgen, war nur eine Frage der Zeit. Hinzu kommt, dass Thüringen, mehr noch als die anderen neuen Bundesländer ein Problem mit Rechtsextremismus hat. Vergangenes Jahr sollen allein 70 den Behörden bekannte und von den Behörden geduldete Rechtsrockkonzerte verzeichnet worden sein. Und schließlich ist da Rädelsführer Björn Höcke, der selbst für AfD-Verhältnisse mit ausgemacht antidemokratischen, menschenfeindlichen und revisionistischen Aussagen auffällt. Anders als seine Parteikollegen gibt er sich nicht einmal die Mühe, sich in ein bürgerliches Gewand zu kleiden, und dies kommt bei seinen Anhängern, dem sogenannten „Flügel“ gut an. Dieser war Anfang des Jahres sogar vom Bundesamt für Verfassungsschutz zum Verdachtsfall im Bereich Rechtsextremismus erklärt. Ein Gericht hatte unlängst geurteilt, es sei im Bereich des Erlaubten, Höcke als „Faschisten“ zu bezeichnen.

			Es darf einen also nicht wundern, dass CDU-Spitzenkandidat Mike Mohring, wie auch alle anderen Parteien, auf keinen Fall mit der AfD koalieren will. Allerdings hat Mohring sich das Amt des Ministerpräsidenten ganz verbaut, denn er schließt auch ein Bündnis mit der Linken aus. Der derzeit amtierende Ministerpräsident Bodo Ramelow hat sich zumindest bereiterklärt, auch eine Minderheitsregierung anzuführen. Viel mehr wird ihm auch nicht übrigbleiben, wenn sich in den letzten Tagen nicht noch was bewegt. Dass die Linke zumindest auf Landesebene regierungsfähig ist, das hat die letzte Legislaturperiode gezeigt. Das liegt an der Arbeit der Regierung, aber auch an Ramelow selbst. Würde der Ministerpräsident direkt gewählt, hätten Mohring und Höcke laut Umfragen keine Chance.
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			Randglossen

			Die zweite Debatte der Präsidentschaftskandidaten, die am Sonntag in der Rechtsfakultät stattfand, war zwar inhaltsreicher als die erste, ging aber auch an den Themen vorbei, um die es wirklich geht: Inflationsbekämpfung, Überwindung der Krise, Schaffung von Arbeitsplätzen und effektive Armutsbekämpfung. Dass die vier Kandidaten ohne die geringste Chance zu gewinnen, mit Macri und Alberto Fernández gleichgestellt wurden, erscheint wirklichkeitsfremd. Sie konnten frei phantasieren. Macri benutzte dieses Mal die Gelegenheit, um viele der zahlreichen konkreten Leistungen seiner Regierung hervorzuheben. Er erschien nach der erfolgreichen Großkundgebung vom Samstag gestärkt, während Alberto F. eher in der Defensive war und versuchte, Macri als korrupt darzustellen, was ihm nicht gelang. Al Capone und auch sein Stellvertreter kann eben niemand anklagen. In der Tat gibt es keine Rechtfertigung, keine Entschuldigung und keine Bagatellisierungsmöglichkeit für die phänomenale Kirchner-Korruption.

			Donald Trump ist arm dran. Angeblich hat er schon acht Milliarden Dollar verloren, sei er Präsident ist. Vielleicht wollte er damit erklären, warum er den G7-Gipfel in einem seiner Hotels veranstalten wollte. Juristisch gesehen heißt das „Vorteilnahme im Amt“, auf gut Deutsch „Selbstbereicherung“. Sein stellvertretender Stabschef meinte: „Am Ende sieht er sich immer noch als jemand aus dem Gastgewerbe.“ Das ist zum Brüllen komisch. Man kann sich Donald Trump bildlich als Hotelchef vorstellen: Höflich, charmant, zuvorkommend und vor allem zurückhaltend. Schließlich ist der Kunde König. In Wirklichkeit hat er mehr von einem hoteleigenen Polstergeist.

			Erinnern Sie sich noch an Bruno, den Problembären? Macht nichts. Die Geschichte ist auch schon 13 Jahre her, und seither wurde Bayern von anderem Getier heimgesucht. Durch aggressive Kühe gab es in den letzten Jahren vier Todesopfer. Bruno hat Niemanden getötet. Er war ein italienischer Gastbär aus dem Trentino, der kaum gesteigertes Interesse hatte sich in Bayern anzusiedeln. Er war Tourist und verhielt sich wenig bärenhaft. Das musste er mit dem Leben bezahlen. Bruno hatte keine Scheu vor Menschen, und die hätten ihn fälschlicherweise mit einem Teddybären verwechseln können. Jetzt ist wieder ein Bär nach Bayern gekommen. Bisher hält er sich artgerecht von Menschen fern. Das sollte er weiterhin tun, sonst endet er wie Bruno. Der steht heute ausgestopft im Münchner Museum „Mensch und Natur“.
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			Der Konflikt der Zigarettenindustrie

			Die Firma Massalin Particulares, kontrolliert von Philip Morris (USA), die einen Marktanteil von über zwei Dritteln hat, und mit den Marken Marlboro und Philip Morris auftritt, hat ihre Fabrik in Goya, Provinz Corrientes, geschlossen, die sie vor 65 Jahren dort errichtet hatte, und dabei die 220 Arbeiter entlassen. Das ist in einer kleinen Ortschaft wie dieser sehr viel. Es ist begreiflich, dass dies einen großen Protest ausgelöst hat. 30 Arbeitnehmer wurden auf die Hauptfabrik übertragen. Massalin Particulares konzentriert die Zigarettenproduktion auf die Fabrik im Vorort Merlo, in der Nähe der Bundeshauptstadt, die niedrigere Kosten aufweist.

			Die Zigarettenindustrie macht eine Krise durch, die auf drei Umständen beruht. 1. Der geringere Zigarettenkonsum, was besonders auf das zunehmende Bewusstsein der schädlichen Folgen des Rauchens für die Gesundheit zurückzuführen ist. Kettenraucher und auch diejenigen, die über ein Paket pro Tag rauchen, sind kurz- oder mittelfristig zum Tode verurteilt, und darüber werden sie immer mehr aufgeklärt. Der geringere Konsum kommt u.a. auch in einem niedrigeren Erlös der Zigarettensteuer zum Ausdruck; 2. Der Schmuggel von Zigaretten, die vornehmlich aus Paraguay kommen. Die hohe Zigarettensteuer macht dies sehr attraktiv. 3. Die Konkurrenz von kleinen Unternehmen (an erster Stelle Tabacalera Sarandí), die in ihrer Eigenschaft als Pymes weniger Steuern zahlen und sie auch hinterziehen. Das erlaubt ihnen, das Paket zum halben Preis der bekannten Marken zu verkaufen. Der Marktanteil dieser Unternehmen ist von 2% im Jahr 2015 auf jetzt 16% gestiegen.

			Die zwei großen Unternehmen der Branche, Massalin Particulares und British American Tobacco (bis vor einigen Jahren Nobleza Piccardo benannt), mit einen Marktanteil von unter 20%, beherrschen den Markt. Sie protestieren gegen den unlauteren Wettbewerb der kleinen Firmen, die einen zunehmenden Marktanteil erreichen. Diese Kleinunternehmen haben gegen die feste Mindeststeuer auf Zigaretten protestiert, die 2018 eingeführt wurde, die in Prozenten bei ihren billigen Zigaretten viel mehr ausmacht, als bei den teureren Marken. Dabei haben sie zunächst vom zuständigen Gericht erreicht, dass sie diese Mindeststeuer nicht beachten, sondern nur die normale Steuer zahlen, die in der Praxis unter der Mindeststeuer liegt. Der Streit vor Gericht geht jedoch weiter.

			Beim Preis, den der Konsument für ein Zigarettenpaket bezahlt, entfallen ca.70% auf Steuern. Die Regierung hat unlängst die Steuer so geändert, dass ein Minimum von $ 51 für ein Paket von 20 Zigaretten eingeführt wurde. Der Sinn dieser Reform, die billigere Zigaretten stärker verteuert als teurere, wurde nie erklärt. Juristisch ist dieses System fragwürdig, und sozial auch.
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			Außenhandelsbilanz mit hohem Überschuss

			Die argentinische Handelsbilanz wies im September einen Überschuss von u$s 1,74 Mrd. aus, womit es in 9 Monaten u$s 9,50 Mrd. sind. Für ganz 2019 kann jetzt ohne Schwierigkeiten der vorgesehene Überschuss von u$ 14 Mrd. erreicht werden, umso mehr als der weitaus größte Teil der Rekordernte von Getreide und Ölsaaten im September noch nicht exportiert wurde.

			Die Exporte lagen im September mit u$s 5,74 Mrd. um 14,1% über dem Vorjahr, und die Importe lagen mit u$s 4 Mrd. um 14,9% unter dem Vorjahr. In 9 Monaten lagen die Exporte um 4,9% über dem Vorjahr, während die Importe um 26,2% zurückgingen.

			Im September lagen die Exporte primärer Produkte (Landwirtschaft und Bergbau) um 70,2% über dem Vorjahr, bei einer Mengenzunahme von 77,8% und einer Preisabnahme von 6,7%. Die Export von Industrieprodukten auf landwirtschaftlicher Grundlage stiegen nur um 4,8% (Menge mit +9,7%, Preise mit -4,5%), die von reinen Industrieprodukten stiegen um 5% (Mengen mit +3,9% und Preise mit +2%), und die von Brennstoffen und Energie nahmen um 32,2% ab (Menge mit -11,8% und Preise mit -23,2%). 

			Bei den Importen vom September nahmen Kapitalgüter um 18,6% ab, Güter für die Weiterverarbeitung um 9,1% ab, Brennstoffe und Schmiermittel um 33,8% ab, Zubehörteile und Ersatzteile von Kapitalgütern um 4,1% ab, Konsumgüter um 17,4% ab und Passagierfahrzeuge um 30% ab. Bei Erdöl, Erdölderivaten, Gas, und Strom sind sowohl Importe wie Exporte stark gesunken. Bei den Importen beruht dies hauptsächlich auf der stark gestiegenen Gasförderung, die es erlaubte, auf Importe von verflüssigtem Gas weitgehend zu verzichten.
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			ZUM TAG DER VERSICHERUNG

			Die argentinische Versicherungswirtschaft

			Von Juan Alemann

			Argentinien verfügt gegenwärtig über ein normales und erffizientes Versicherungssystem. Doch das war nicht immer so. In der Nachkriegszeit wurde ein System geschaffen, das in einem staatlichen Rückversicherungsmonopol (INDER), einer offenen Diskriminierung gegen ausländische Versicherungsanstalten und staatlich festgesetzten Tarifen bestand, mit einer Unzahl kleiner Versicherunsgesellschaften, die im Wesen nur Makler waren, da sie kaum Risiken übernehmen konnten. Das System war teuer und ineffizient.

			Der erste Schritt in Richtung Modernisierung fand unter der Regierung von Alfonsín statt, und zwar nicht wegen einer Regierungsentscheidung, sondern weil das staatliche Rückversicherungsinstitut pleite gegangen war. Als im Dezember 1983 die Demokratie einsetzte, geschahen zwei Dinge: einmal nahmen die Autodiebstähle exponentiell zu (weil die Demokratie missverstanden wurde, und die Polizei nicht mehr vorgehen konnte, wie unter der Militärregierung), und dann verurteilten die neuen Arbeitsrichter, von denen viele vorher Gewerkschaftsanwälte gewesen waren, die Unternehmen bei Unfällen oder Arbeitskrankheiten zu absurd hohen Entschädigungen. In beiden Fällen hatten die Versicherunsgesellschaften diese Risiken fast voll mit dem INDER rückversichert, der dies jedoch bei den Prämien nicht berücksichtigt hatte. Hätte es private Rückversicherungsgesellschaften gegeben, die mit dem INDER konkurrieren, dann hätten diese das INDER auf das Problem aufmerksam gemacht, und das Institut hätte die Tarife angehoben. 

			1987 hatte das INDER, das ab 1978 zu einer Staatsgesellschaft umgewandelt wurde, die dem Handelsrecht unterliegt (wie eine gewöhnliche AG), sein Kapital aufgebraucht, und musste somit gemäss Gesetz aufgelöst werden. Um dies zu verhindern, trug das Schatzamt Kapital bei. Doch der damalige Schatzsekretär Mario Brodersohn war ein Mann mit Humor, und so bestimmte er, dass der Kapitalbeitrag nur effektiv eingebracht würde, wenn das Schatzamt einen Überschuss aufweise, wobei damals ein hohes Defizit bestand. Das ist ungefähr so, wie wenn jemand sagt, er werde aus dem Fenster in einem zehnten Stock springen, aber nur wenn er fliegen gelernt hat.

			Die Zahlungsunfähigkeit des INDER führte ausländische Gesellschaften dazu, dem INDER keine Rückversicherungen zu übertragen, was gesetzlich zulässig war. Faktisch fand dabei eine Rückversicherung im Ausland statt, was dann im Notfall zu einem Kapitalbeitrag aus dem Ausland führte. Das Resultat war dann, dass viele rein argentinsiche Gesellschaften zusammenbrachen, weil ihnen das INDER hohe Summen schuldig geblieben war, während die ausländischen, oder diejenigen, die einen ausländischen Partner oder Geld im Ausland hatten, überlebten.

			Hier trat das Paradoxon ein, dass ein System, das geschaffen worden war, um den lokalen Versicherungsmarkt für die Geellschaften mit rein argentinischem Kapital zu reservieren, dazu führte, dass es genau umgekehrt kam.

			Nachdem das staatliche Rückversicherungsinstitut zusammengebrochen war, wurde den Versicherunsgesellschaften erlaubt, mit internationalen Rückversicherungsgesellschaften die Übertragung von Risiken zu versichern, die ihre Kapazität übertrafen. Das hatte faktisch schon eingesetzt. Das hat das Rückversicherunsgeschäft und das ganze argentinische Versicherungsystem grundsätzlich verändert. Denn die privaten Rückversicherer verhielten sich nicht passiv, wie das INDER, das einfach alle Risiken übernahm, die die Gesellschaften nicht behalten wollten. Sie prüften jeden Fall eingehend. Dabei forderten die Rückversicherer, dass die Versicherungsgesellschaften einen bestimmten Anteil am versicherten Objekt behielten, oder sie verweigerten die Rückversicherungen in Fällen, die zu riskant erschienen. Die Versicherunsgesellschaften mussten somit ihr Geschäft ganz anders aufbauen. Sie wurden von Maklern, die die Geschäfte einfach weiterleiteten, zu echten Versicherern, die einen Teil des Risikos übernahmen.  

			Unter Carlos Menem als Präsident und Domingo Cavallo als Wirtschaftsminister wurde dann eine weitere wesentliche Reform beim Versicherungsystem eingeführt, bestehend in der Deregulierung. Ab 1992 konnten die Tarife frei ausgehandelt werden. Das hat dazu geführt, dass die Versicherungsgesellschaften niedrigere Tarife gegen bessere Vorkehrungen zur Verhinderung von Unfällen aushandelten. Bei Brandversicherungen wurden dabei mehr Feuerlöscher gefordert, Rauchen verboten, u.dgl. mehr. Der Sinn des Versicherungswesens ist nicht nur, dass die Schäden, die ein einzelner erleidet, auf die ganze Gesellschaft aufgeteilt werden, sondern, dass weniger Schäden entstehen. Das bedeutet gesamthaft eine Kostenersparnis, die die wirtschaftliche Entwicklung erleichtert.

			Was die Arbeitsrisikoversicherung betrifft, war das Problem komplexer. Es wurde durch ein Sondergesetz gelöst, das Arbeitsminister José Armando Caro Figueora in den 90er Jahren verfasst und Menem im Kongress durchgesetzt hat, das auch besondere Gesellschaften schuf (sogenannten ART), die diese Risiken versicherten. Die Arbeitsversicherung wurde aus dem allgemeinen Versicherungssystem ausgeklammert. Das Gesetz inspirierte sich an einem spanischen Vorbild, das Caro Figueroa gut kannte, weil er vorher in Spanien mit der dortigen Regierung auf diesem Gebiet zusammengearbeitet hatte. Doch er verbesserte das spanische Gesetz, das staatlich festgesetzte Tarife vorsah, mit freien Tarifen, so dass auch hier ein niedriger Tarif gegen besseren Unfallschutz und Krankheitsvorbeugung getauscht wurde. In der Tat nahm die Zahl der Arbeitsunfälle und –krankheiten stark ab, 

			Unter der Regierung von Néstor Kirchner wurde dann die Bestimmung aufgehoben, dass der von einem Unfall Betroffene, der die Entschädigung erhielt, dabei auf einen Prozess verzichten musste. Das Gesetz sah vor, dass der Betroffene zwischen der Sofortentschädigung und einem langen Prozess wählen musste. Fast immer wurde die Entschädigung gewählt, womit die Arbeitsanwälte kaum noch mit Prozessen beauftragt wurden. Diese Anwälte haben dann eine intensive Lobbytätigkeit gegen das Gesetz vollzogen, die schliesslich bei Néstor Kirchner (der auch von Versicherungswirtschaft nichts verstand) gut ankam.

			Das Ergebnis der Kirchner-Politik war, dass es zu einer Flut von Prozessen kam, bei denen die ART-Geselschaften zu hohen Entschädigungen verurteilt wurden, was zu einer starken Erhöhung der Prämien führte. Erst unter Cristina Kirchner wurde dies wieder rückgängig gemacht, und erst unter Mauricio Macri wurden dann andere Aspekte korrigiert, mit denen Néstor Kirchner das System belastet hatte. Ganz ist das Problem immer noch nicht gelöst, u.a. weil viele Arbeitsrichter das Gesetz auf ihre Weise interpretieren, und dabei hohe Entschädigungen und hohe Anwaltshonorare verfügen.

			Allein, gesamthaft hat Argentinien jetzt ein gut funktionierendes und effizientes Versicherungssystem, das jedoch von der hohen Inflation gestört wird. Denn der Versicherte zahlt die Prämien in Pesos, die eine bestimmte Kaufkraft haben, und der Schaden muss dann in Pesos mit einer viel geringeren Kaufkraft bezahlt werden. Bei einer Inflationsrate von bis zu ca. 20% im Jahr kann die Inflation eventuell einkalkuliert werden. Bei 50% und mehr ist dies hingegan sehr schwierig, und bei Hyperinflation unmöglich.  
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 62,37, gegen $ 60,53 eine Woche zuvor. Ob-wohl die ZB mehr Dollar aus ihren Reserven verkaufte (ca. u$s 150 Mio. am Montag, u$s 300 Mio. am Dienstag und u$s 600 Mio, am Mittwoch, wobei noch Terminverkäufe hinzukamen), konnte sie den Kurssprung nicht verhindern. Der Präsidentschaftskandidat Alberto Fernandez erklärte, dass er die Dollardepositen achten werde, um zur Beruhigung beizutragen, hatte dabei aber keinen Erfolg. In Argentinien sind eben Erklärungen dieser Art nicht glaubwürdig, nachdem 2001 ein Gesetz erlassen wurde, das die Bankdepositen gesichert seien (also nicht eingefroren werden konnten), das dann einige Monate später nicht beachtet wurde. Die Banken haben ihren Leliq-Bestand letzte Woche verringert, wobei er immer noch $ 907,9 Mrd. beträgt. Aber es sind $ 365 Mrd. weniger als vor den PASO-Wahlen. Das bedeutet, dass die Banken direkt oder indirekt stärker auf Dollaranlagen übergegangen sind. Der lokale Schwarzkurs erreichte am Mittwoch $ 69,75%, und der Kurs, der sich beim gleichzeitigen Kauf und Verkauf von Staatspapieren in Dollar ergibt (“contado con liqui”), der legal ist, erreichte bis zu $ 80,50, aber bei sehr wenigen Geschäften. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 46,14 Mrd., gegen u$s 47,64 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.8.20 bei $ 104, was einen Zinssatz von 93,92% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 6,52% und liegt um 8,20% über Ende Dezember 2018.

			***

			Die Staatstitel in Dollar wiesen in einer Woche zum Mittwoch eine betonte Baisse aus. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2022: -4,21%, Argentina 2021: -10,13%; Argentina 2026: -4,82%; Argentina 2046: -5,9%; Bonar 2014: -11,33%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 24 Karat zu $ 2.896,89 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 2.666,29).

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 21.10.19 um 15,58%, wobei in den letzten 30 Tagen eine Zunahme von 9,31% einsetzte. Geldscheine in Händen des Publikums nahmen in 12 Monaten um 25,38% zu, während Bankdepositen bei der ZB nur um 0,27% stiegen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in 12 Monaten um 29,51% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken nahmen in 12 Monaten zum 21.10.19 um 17,75% auf $ 3,37 Bio. zu, und die gesamten Pesokredite stiegen nur um 7,80% auf $ 1,76 Bio., was eine starke reale Abnahme zum Ausdruck bringt, die mit zur akuten Rezession beigetragen hat. Die Dollardepositen nahmen in der gleichen Periode um 24,93% auf u$s 23,81 Mrd. ab, und die Dollarkredite gingen um 20,91% auf u$s 12,75 Mrd. zurück.

			***

			Der Umsatz der Supermärkte, die das INDEC erfasst, lag im August 2019 mit $ 59,71 Mrd. um 51,2% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 8,4% über Juli 2019. In konstanten Werten lag August 2919 um 7,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Der Mengenumsatz hat abgenommen, aber es fand auch ein Übergang auf billigere Produkte und Marken statt. 36,5% des Umsatzes vom August entfällt auf Zahlungen mit Kreditkarten, 26,9% auf Zahlkarten und 33,1% auf Barzahlungen.

			***

			Die Grossistensupermärkte hatten im August einen Umsatz von $ 9,76 Mrd., 48,1% über dem Vorjahr und 8,4% über dem Vormonat.

			***

			Die Shopping-Centers, die vom INDEC erfasst werden, wiesen im August einen Umsatz von $ 8,81 Mrd. aus, 45,9% über August 2019, aber 10,4% unter Juli 2019.

			***

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im September eine Zunahme von 4,2%, so dass es in 9 Monaten 2019 40% und in 12 Monaten zum September 46,2% sind. Der Index wurde stark durch die Abwertung nach den PASO-Wahlen beeinflusst, und stieg in nur zwei Monaten um 11,2%. 

			***

			Der Index der Baukosten des INDEC weist im September eine Zunahme von 2,4% aus, womit es 33,1% in diesem Jahr und 45% in 12 Monaten zum September sind.

			***

			Die Beteiligung der Löhne, einschließlich der Sozialabgaben von Arbeitnehmern und Arbeitgebern, am Volkseinkommen (gleich dem BIP) ist im August um 3,9 Pro-zentpunkte, von 46,4% auf 42,5% gefallen, berichtet das INDEC. In den letzten zwei Jahren beträgt die Abnahme 5,6%. Der Rückgang beruht auf der Abnahme des Reallohnes und der geringeren Beschäftigung. Der Index ist ungenau, weil die Zahl der Schwarzarbeiter grob geschätzt wird, und die Löhne in diesem Bereich unterschiedlich, schwankend und schwer zu ermitteln sind. Oft kommen auch im Bereich der formellen Ar-beitnehmer schwarze Zusatzzahlungen hinzu, die auch nicht ermittelt werden. Oft werden Arbeitnehmer als selbstständige und auch als Einheitssteuerzahler eingestuft. Bei Kleinbetrieben ist es ohnehin sehr schwer, zwischen dem Arbeitseinkommen des Inhabers und seinem Kapitaleinkommen zu unterscheiden. Diese INDEC-Statistik hat im Grunde keinen vernünftigen Sinn, und sie kann zu gefährlichen Fehlschlüssen führen.

			*** 

			Der Sonderfonds der ANSeS ist von u$s 67 Mrd. Mitte 2015 auf u$s 32 Mrd. im August 2019 geschrumpft. Das ist eine Folge weicher Pesokredite an Rentner, weicher Wohnungskredite, Übernahme von Schatzscheinen in Pesos, und Kursverlusten bei Aktien, die der Fonds in seinem Portefeuille hält. Die Inflation hat zu einer Verwässerung des Fondsvermögens geführt. Rentnervertreter u.a. beklagen sich, weil dies angeblich einen direkten oder möglichen Schaden für Pensionäre und Hinterbliebenenrentner bedeutet. Das stimmt jedoch nicht: die Renten sind gesetzlich festgelegt, und wenn Geld fehlt, trägt es das Schatzamt bei. Der Fonds ist ein Fremdkörper bei der ANSeS, der bei der Übernahme der Anlagen der privaten Rentenfonds entstand. Er sollte aufgelöst werden, um das Defizit der Staatsfinanzen zu verringern. 

			***

			Die Consulting-Firma LCG hat berechnet, dass die Zentralbank 2019 mit einem Verlust von $ 1,66 Mrd. und einem negativen Nettovermögen abschließen wird. Die Rechnung ist wie folgt: bei den nicht übertragbaren Schatzwechseln, die die ZB hält, ergibt sich wegen Kursverlusten ein Verlust von $ 1,65 Mrd. Hinzu kommt der Verlust von $ 664 Mio., den die Zinsen auf Lelic-Wechsel verursachen. Auf der anderen Seite schafft die Abwertung einen Gewinn von $ 533 Mio., der auf dem dem höheren Pesowert der Devisenreserven (als Folge der Abwertung) beruht. Dieser Gewinn ist somit rein buchmäßig, und sollte nicht berücksichtigt werden, womit der ZB-Verlust auf $ 2,20 Mrd. zunimmt. Auf alle Fälle wird die ZB 2020 keinen Gewinn an das Schatzamt übertragen können.

			***

			Die Vorsitzende des Kabinetts des Schatzministers Hernán Lacunza, Milagros Gismondi, gab Zahlen über die Beteiligung der Provinzen am Erlös der Bundessteuern und die Zuschüsse des Bundesstaates an die Provinzen bekannt, die die Behauptung des Präsidentschaftskandidaten Alberto Fernández vom letzten Sonntag widerlegen, dass die Provinzen unter Macri weniger als vorher erhalten hätten, so das Argentinien kein föderaler Staat mehr sei. Bis einschließlich 2015 erhielten die Provinzen durchschnittlich um die 40% der Bundessteuern, während es 2018 47,2% gewesen seien. Dieses Jahr erhalten die Provinzen $ 1,64 Bio., gegen $ 1,07 Bio. Im Jahr 2015 waren es nur $ 415,37 Mrd. 

			***

			Das binationale Unternehmen EBY, dass das Wasserkraftwerk Yacyretá verwaltet, hat einen Vertrag mit der deutschen Voith unterzeichnet, der sich auf den Kauf von drei Turbinen für das Wasserkraftwerk Aña Cuá (an einem Seitenarm des Paraná-Flusses) für u$s 99,68 Mio. bezieht. Die Mittel für den Kauf werden vom EBY selber aufgebracht. Mit Aña Cuá steigt die Kapazität des Yacyretá-Komplexes um 9%. Dieses Projekt war schon unter der Menem-Regierung als Konzession zugeteilt worden, was dann wegen der Krise von 2001/2002 rückgängig gemacht wurde. Von den verschiedenen möglichen Wasserkraftwerken ist Aña Cuá jetzt das wirtschaftlichste, mit der geringsten Investition pro KW und den geringsten Kosten pro KWSt.

			***

			Die Produktion und der Export von Schweinefleisch steigt sehr stark, nachdem der Binnenkonsum zunimmt und Rindfleisch zum Teil ersetzt, aber auch wegen der hohen Nachfrage aus China. In 8 Monaten 2019 wurden 24.232 Tonnen exportiert, 24% über der gleichen Vorjahresperiode. China ist mit 54 Jato der weltweit größte Schweinefleischproduzent. Doch die Produktion ist dieses Jahr um 30% bis 40% gefallen, als Folge der afrikanischen Schweinepest, die erst in einigen Jahren überwunden werden kann. Inzwischen muss China die geringere eigene Produktion durch Importe ersetzen. In Argentinien sind in den letzten drei Jahrzehnten einige große Schweinezüchter aufgetreten, die effizient produzieren. Schweine werden vornehmlich mit Sojamehl und Mais gefüttert, die in Argentinien reichlich vorhanden sind und von den Züchtern zu günstigen Preisen bezogen werden, sofern sie sie nicht selber produzieren.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die brasilianische Regierung hat den Mercosur-Partnern (Argentinien, Uruguay und Paraguay) vorgeschlagen, die Zölle gegenüber Drittländern schrittweise binnen 4 Jahren drastisch zu verringern. Das bezieht sich auf Stahl und Stahlprodukte, Kfz, Schuhe, Textilien und viele andere. Produkte. Der durchschnittliche Zollsatz von gegenwärtig 13,6% soll auf 6,4% gesenkt werden. Bei gewalzten Stahlprodukten sinkt der Zollsatz dabei von 12% auf 4%, bei Omnibussen von 35% auf 4%, bei Schuhen von 31.8% auf 12%, bei Apparaten für die Gesundheitsbetreung von 11.2% auf 4,8%, bei Möbeln von 17,6% auf 8,8%, bei Kunststoffen von 10,8% auf 4,8%, und bei elektrischen Maschinen und Geräten von 12% auf 4,2%. Auf welcher Grundlage diese neuen Zölle berechnet wurden, wurde nicht bekanntgegeben. Die brasilianische Regierung will das Thema in der nächsten Gipfelkonferenz des Mercosur behandeln, die am 4. und 5. Dezember 2019 stattfinden soll. Dieses Datum wird voraussichtlich verschoben, nachdem am 10. Dezember der Regierungswechsel in Argentinien stattfindet. Bei Macri stößt diese Initiative zumindest prinzipiell auf Sympathie, bei Alberto Fernández jedoch kaum.

			***

			In Brasilien hat das Parlament am Dienstag das Gesetzesprojekt über die Reform des Pensionierungssystems verabschiedet, da dem Bundesstaat erlauben wird, schätzungsweise u$s 217,5 Mrd. binnen 10 Jahren zu sparen. Der wesentliche Aspekt besteht in der Einführug eines Mindestalters für die Pensionierung, von 65 Jahren bei Män-nern und 62 Jahren bei Frauen, das es bisher nicht gab, so dass Personen in Pension gehen konnten, die mit 18 Jahren zu arbeiten begonnen und 48 Jahre erreicht hatten. Das verträgt kein Pensionierungssystem. Das Gesetz sieht jetzt auch vor, dass mindestens 20 Arbeitsjahre bei Männern gefordert werden, 15 bei Frauen und 25 bei Staatsangestellten. Das Gesetz stellt ein Verfassungsreform dar, weshalb es einer Zweidrittelsmehrheit in beiden Kammern erforderlich machte. Für Präsident Jair Bolsonaro stellt dieses neue Gesetz ein grossen politischen Erfolg dar. Seinem Vorgänger, Michel Temer, war diese Reform, die er versucht hatte, nicht gelungen.

			***

			Der Internationale Währungsfonds schätzt, dass Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Chile, das gegenwärtig u$s 26.320 (zu Dollar mit gleicher Kaufkraft wie in USA berechnet) ausmacht, in diesem Jahr um 2,5% zunehmen wird. Die chilenische Wirtschaft verzeichnet seit 20 Jahren ein fast ununterbrochenes Wachstum, und die Inflation ist seit viele Jahren einstellig und gegenwärtig minimal. Das Problem besteht heute angeblich darin, dass die Einkommensverteilung sehr ungleich ist. Außerdem ist das soziale System viel weniger umfassend als in Argentinien.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Mercado Libre

			Dieses auf Internethandel spezialisierte lokale Unternehmen, gegründet und kontrolliert von Marcos Galperín, beabsichtigt ab 2020 Produkte des täglichen Konsums der Haushalte in Argentinien und Brasilien über Internet zu verkaufen. Es soll sich um eine Art digitaler Su-permarkt handeln. Das gab der Vizepräsident der Firma, Sean Summers, bekannt. Dieses System wurde schon in Mexiko eingeführt, zuerst Ende 2018 mit einem Versuch, benannt “Supermercado libre”, und dann offiziell im April 2019.

			Allianz

			Diese deutsche Versicherungsgesellschaft wurde von Interbrand bei der Einstufung der “Best global Brands 2019” auf Rang eins eingestuft, wobei der Wert der Marke von u$sd 10,8 Bio. auf u$s 12,1 Bio. erhöht wurde. Bei der Interbrand-Methodologie werden fol-gende Faktoren berücksichtigt: finanzielles Ergebnis, Bedeutung der Marke bei der Entscheidung der Kunden, Stärke der Marke bezüglich Loyalität und Nachfrage, Klarheit, Verpflichtung und Verantwortung. Als externe Faktoren werden die Authentizität, die Bedeutung, die Differenzierung, die Konsistenz, die Präsenz und der Einsatz berücksichtigt. Der komplette Bericht über die weltweit führenden Marken kann per Internet erhalten werden: https//www.interbrand/bestglobal-brands/2019/ranking.

			ABB Argentina

			Dieses Unternehmen hat diese Woche eine neue Fabrik im Vorort Esteban Echeverría auf einem Gelände von 13.300 qm eingeweiht. In 2 Jahren hat die Firma u$s 12 Mio. investiert. Davon erforderte die neue Fabrik u$s 9 Mio. In dieser Fabrik sollen nicht nur Ausrüstungen für Stromnetze erzeugt werden, sondern auch Robots und Systeme für die Automatisierung. Der lokale Geschäftsführer, José Paiva, erklärte, das Unternehmen habe schon 1.700 Roboter für die Kfz-Industrie eingerichtet, wobei auch 80% der lokalen Erdölunternehmen mit dem ABB-System der Kontrolle der Produktionsprozesse tätig seien.

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Ungewissheit, Ratlosigkeit, Skepsis und kein Programm

			Von Juan E. Alemann

			Das 55. Kolloquium des IDEA-Institutes, das in der Vorwoche in Mar del Plata stattfand, wurde mit viel Hoffnung erwartet, endete jedoch mit einer allgemeinen Enttäuschung. Die Unternehmer erwarteten, dass Mauricio Macri und Alberto Fernández, persönlich oder über hervorragende Vertreter, erschienen und Richtlinien für eine Wirtschaftspolitik bekanntgäben, die zur Überwindung der tiefen Krise führe und auf ein dauerhaftes Wachstum, mit abnehmender Inflation und progressiver Milderung der sozialen Missstände hinzeige. Und die Regierung und auch die Mannschaft von AF erwarteten von den Unternehmern konkrete Vorschläge, die ihnen dann die Arbeit erleichtern. Doch von all diesem gab es gar nichts. 

			IDEA (Instituto de desarrollo de ejecutivos de la Argentina) ist ein Institut, das sich mit Fortbildung von führenden Unternehmensbeamten befasst. Es ist somit keine eigentliche Unternehmervertretung. Doch dieses Jahr übernahm IDEA de facto die Rolle einer Art Dachverbandes der Unternehmerschaft, was auch darin zum Ausdruck kam, dass sehr viele Spitzenunternehmer anwesend waren. Dabei sollte man jedoch nicht vergessen, dass viele nur Manager der lokalen Filiale eines multinationalen Unternehmens sind. Und diese handeln anders als echte lokale Unternehmer, die Besitzer oder zumindest bedeutende Mitbesitzer der Unternehmen sind. In Argentinien hat seit der Wiederkehr der Demokratie, und besonders in den 90er Jahren, aber auch danach, eine wahrer Ausverkauf lokaler Unternehmen stattgefunden. Die früheren starken Unternehmerfiguren sind von der Bildfläche verschwunden. Arturo Acevedo, con Acindar, Robert Fraser von Alpargatas, Alfredo Fortabat (und nach seinem Tod Amalia Lacroze de Fortabat) von Loma Negra, Leonardo Prati, von der Gruppe Celulosa Argentina und Fabril Financiera, Enrique Patrón Costas von der Zuckerfirma San Martín del Tabacal und unzählige andere sind nicht mehr da und wurden auch nicht durch andere prominente Figuren ersetzt. An ihre Stelle sind bürokratische Unternehmensbeamte getreten, die sehr vorsichtig handeln, weil sie wissen, dass sie bei einem Konflikt mit der Regierung als Sündenböcke betrachtet werden, und von der Zentrale ihrer Firmen fallen gelassen werden.

			Der landwirtschaftliche Bereich

			Auch beim landwirtschaftlichen Unternehmertum hat sich die Lage geändert. Die einst bedeutenden Großgrundbesitzer sind weg, ihre Landbetriebe wurden entweder unter unzähligen Erben aufgeteilt, oder sie sind in Aktiengesellschaften gekleidet, die von einem Manager geleitet werden, der nicht als Besitzer auftritt. Namen wie Anchorena, Santamarina, Pereda u.a., die früher die landwirtschaftliche Aristokratie darstellten, tauchen in der Öffentlichkeit kaum noch auf. Die neuen Großgrundbesitzer, wie Gustavo Grobocopatel und Eduardo Elzstein (von Cresud) vermeiden es, öffentlich aufzutreten und politisch zu handeln. 

			Beim IDEA-Kolloquium war die Landwirtschaft kaum vertreten, und das hat eine große Bedeutung. Denn gerade auf diesem Bereich war Präsident Macri besonders erfolgreich. Er hat die Landwirtschaft von vornherein unterstützt, durch Abschaffung der diskriminierenden Exportzölle (mit Ausnahme von Sojabohne) und Exportkontingenten, was makroökonomisch eine Übertragung von Einkommen von der Stadtbevölkerung auf die ländliche, ganz besonders der feuchten Pampa, dargestellt hat. Die Landwirte haben auf dies positiv reagiert, so dass in diesem Krisenjahr eine phänomenale Rekordernte von Getreide und Ölstaat von ca. 145 Mio. Tonnen erreicht wurde, und auch der Rinderbestand und die Rindfleischproduktion stark zugenommen haben, so dass für dieses Jahr mit einem Rekordexport von u$s 4 Mrd. Rindfleisch gerechnet wird, mehr als doppelt so viel wie vor wenigen Jahren. All dies wurde beim IDEA-Kolloquim nicht erwähnt. Dort waren eben die Unternehmer vertreten, die die Kehrseite dieser glänzenden Medaille repräsentieren, nämlich den Verlust des realen Einkommens der Bewohner der Großstädte und ihrer Umgebungen, der besonders in einem geringeren Reallohn und einer niedrigeren Nachfrage für Konsumgüter aller Art zum Ausdruck gekommen ist.

			Unter den in Mar del Plata anwesenden Unternehmern herrschte allgemein eine skeptische Einstellung. Dabei tauchten auch die bekannten Gemeinplätze auf, dass es eine Einigung auf nationaler Ebene als Voraussetzung geben müsse, dass ein Sozialpakt (zwischen Gewerkschaften, Unternehmern, Regierung u.a.) notwendig sei, dass die führenden Posten in der Regierungsstruktur von Personen besetzt werden müssen, die fähig und für das Amt besonders geeignet sind, usw.

			Kein Programm für die Wirtschaftspolitik

			Ein Regierungsprogramm für die Amtszeit, die am 10. Dezember beginnt, gibt es nicht, weder bei Macri noch bei AF. Einige Gewerkschafter, die mehr Weitsicht haben, warnen, dass ein Sozialabkommen sich nicht auf eine temporäre Einfrierung von Löhnen und Preisen beschränken dürfe, da die Erfahrung zeige, dass dies schließlich platzt. Das Abkommen, das 1973, mit Héctor Cámpora als Präsident und José Ber Gelbard als Wirtschaftsminister erreicht wurde, war am Anfang insofern erfolgreich, als eine Inflation von etwa 50% jährlich auf eine einstellige Zahl zurückging und das Bruttoinlandsprodukt stark zunahm. Allein, da das Ungleichgewicht bei den Staatsfinanzen, der zunehmend zurückgebliebene Wechselkurs und das gefährliche Zahlungsbilanzproblem nicht berücksichtigt wurden, platzte das Schema Mitte 1975 schließlich, als Wirtschaftsminister Celestino Rodrigo unter der Regierung von Isabel Perón stark abwertete und die Gewerkschaften, damals geleitet vom mächtigen Generalsekretär der Metallarbeiter, Lorenzo Miguel, den Reallohnverlust nicht hinnehmen wollten, und Lohnerhöhungen von einer Größenordnung von 50% am laufenden Band, eine nach der anderen, durchsetzten, und die Inflation dabei dreistellig wurde und in der ersten Hyperinflationswelle endete, mit einer Preiszunahme von ca. 50% im März 1976.

			Vorher angekündigte Pläne und Wirtschaftsprogramme wurden in Argentinien mehrmals aufgestellt, aber sie endeten in dicken Büchern, die in den Regalen von Bibliotheken landeten. Unter den ersten Regierungen von Perón gab es Fünfjahrespläne, die faktisch nie eine reale Bedeutung hatten. Unter der Präsidentschaft von Arturo Illia (1963/66) wurde ein Wirtschaftsplan ausgearbeitet, der sehr in Einzelheiten ging und Aufschluss über viele Aspekte der argentinischen Wirtschaft gab, aber sonst keine faktische Bedeutung hatte. Die Ökonomen, die diesen Plan verfassten, haben gute Arbeit geleistet. 1971, unter der Regierung von General Alejandro Agustín Lanusse, wurde auch ein Plan dieser Art vorgelegt, der ebenfalls nur die Fachwirtschaftler interessierte.

			Das erfolgreiche Programm von Menem und Cavallo

			Das einzig wirklich erfolgreiche Wirtschaftsprogramm war das von Präsident Carlos Saul Menem mit Doningo Felipe Cavallo als Wirtschaftsminister. Dieses Programm wurde nie angekündigt, sondern nur schrittweise durchgeführt. Aber es gab einen wirtschaftspolitischen Leitfaden. Es war ein großer Erfolg, bei dem das für unmöglich gehaltene gelang: stabilisieren (die Stabilität dauerte ein Jahrzehnt) und gleichzeitig wachsen. 1991, als die Preisstabilität einsetzte, stieg das BIP um 9%, und 1992 noch einmal so viel. Bis 1998 nahm das BIP um über 60% zu, wobei es gleichzeitig unzählige qualitative Fortschritte gab. Und in wenigen Jahren funktionierten das Telefonsystem, der Hafen von Buenos Aires und vieles andere normal, mit zunehmender Besserung, Das Programm bestand nicht nur in der sogenannte Konvertibilität, mit der Festsetzung eines Kurses von eins zu eins zum Dollar, der ein Jahrzehnt beibehalten wurde und dann explosiv zusammenbrach, weil die Staatsfinanzen ein zunehmendes Ungleichgewicht hatten, für das es keine Finanzierung mehr gab. Wie schon so oft, und danach auch immer wieder! Allein, das Wesentliche am Menem-Cavallo-Programm war nicht die Konvertibilität, sondern die allgemeine Privatisierung der Staatsunternehmen, die von hohen Auslandsinvestitionen und, vor allem, einem gewaltigen Effizienzsprung begleitet wurden. Menem hatte begriffen, dass Staatsunternehmen immanent ineffizient waren, und privatisiert werden mussten, um die möglichen Effizienzgewinne zu erreichen. All das wurde von Deregulierungen und vielen flankierenden Einzelmaßnahmen begleitet. Die Deregulierung hat u.a. verfügt, dass die Honorare für akademische Berufe frei ausgehandelt werden können (statt im Gesetz festgesetzt zu sein), und Apotheken frei errichtet werden konnten, wobei auch Ketten zugelassen wurden. Das hat zur Verbilligung von Medikamenten beigetragen, aber nur in der Bundeshauptstadt, da die Provinzen die staatliche Kartellierung beibehielten.

			Rückblick auf Perón

			Beiläufig sei hier bemerkt, dass Perón schon 1954 zu diesem Schluss gekommen war, nachdem er am Anfang seiner Regierung, im Jahr 1946, sehr staatswirtschaftlich eingestellt war, und öffentliche Dienste, die bisher privat betrieben waren, entweder verstaatlichte (wie das Telefonunternehmen und die Eisenbahnen) oder sie streng regulierte, so dass sie nur kaum noch wie Privatunternehmen vorgehen konnten (wie das Stromunternehmen CADE, später in Segba umbenannt). 1954 wollte Perón dem US-Erdölkonzern Standard Oil über dessen Filiale California Argentina eine Konzession erteilen, die die gesamte Provinz Santa Cruz umfasste. Es war, aus heutiger Sicht gesehen, kein schlechter Vertrag, mit dem Argentinien die Selbstversorgung mit Erdöl viel früher erreicht hätte. Doch das stieß auf allgemeinen Widerstand, selbst bei seinen eigenen Abgeordneten, weil Konzessionen als Instrumente des Imperialismus verpönt waren, und Perón konnte sich nicht durchsetzen. Der Privatisierungsvorstoß auf dem Erdölgebiet gelang erst Präsident Arturo Frondizi im Jahr 1958, der dabei keine Konzessionen erteilte, sondern Lieferungsverträge abschloss. 

			Doch Perón hat damals auch die erste Privatisierung vorgenommen, die sich auf bestimmte Omnibuslinien (damals benannt “Colectivos”) bezogen. Damals hatte das Staatsunternehmen, das sie betrieb, italienische Omnibusse Marke Isotta Fraschini gekauft, die eine sehr komplizierte Mechanik hatten. Nach einer Zeit landeten sie in einem Schuppen, da sie niemand reparieren konnte. Danach beantragte eine Gruppe von Chaufferen vom Transportminister Maggi die Übergabe dieser Omniusse, damit sie sie in bestimmten Linien einsetzen konnten. Sie waren bereit, die gleichen Tarife wie die staatlich betriebenen Omnibusse zu fordern, und verlangten keine Subvention. Maggi legte Perón den Fall vor, und dieser willigte ein. Das war die erste Privatisierung eines staatlichen öffentlichen Dienstes in Argentinien. Danach kamen die anderen Omnibuschauffeure und wollte das Gleiche, und Perón willige ebenfalls ein. Doch die Gewerkschaft widersetzte sich dieser Privatisierung, da sie dabei verschwinden würde, weil die Arbeiter zu Unternehmern aufsteigen würden. Perón konnte das Problem nicht lösen. Erst nach der Revolution von 1955 vollzog dann Präsident Pedro Eugenio Aramburu diese Privatisierung, die sehr erfolgreich war, so sehr, dass sie in Großbritannien von der Regierung von Margaret Thatcher als Vorbild für die Privatisierung des staatlichen Lastwagenunternehmens genommen wurde. Das hat uns der Privatisierungsbeauftragte von Frau Thatcher persönlich erzählt.

			Perón hielt einige Monate vor seinem Tot eine Rede im Theater Cervantes, bei der allerlei Unternehmer eingeladen waren. Wir waren auch dabei. Er sagte dann wörtlich: “Die Staatsunternehmen haben uns nur Unannehmlichkeiten bereitet, und ich wünsche, dass die Herren Unternehmer sie alle übernehmen.“ Und dann erklärte er, dass beim Justizalismus nur das Konzept der sozialen Gerechtigkeit unabänderlich sei, aber die Wirtschaftspolitik sich sonst den jeweiligen Umständen anpassen müsse. Menem hat diese letzten Empfehlungen von Perón genau befolgt, wobei er die Ersparnisse, die die Privatisierungen bei den Staatsfinanzen mit sich brachten, für zusätzliche Sozialausgaben einsetzte, womit das Prinzip der sozialen Gerechtigkeit beachtet wurde. Diesen letzten Rat des gereiften Perón sollten sich jetzt die Peronisten auch zu eigen machen, statt sich der Kirchner-Doktrin anzuschließen, mit ihren Rückverstaatlichungen, die auf den Perón von 1946 zurückgeht.

			Kein Spielraum für Experimente und Fehlentscheidungen

			Die nächste Regierung muss sich bewusst sein, dass sie keinen Spielraum für Experimente und Populismus hat. Sie muss als erstes den Default, den die Macri-Regierung schon sanft eingeleitet hat, formell aushandeln, wenn möglich ohne Kapitalschnitt, aber bestimmt mit einer Verringerung der Zinssätze und mit einer Streckung der Amortisationen auf viele Jahre. Wichtig ist dabei, dass dies kurzfristig beendet wird, so dass das Thema die Wirtschaftspolitik nicht mehr belastet. Wenn möglich, sollte dies vor der formellen Regierungsübertragung oder dem Beginn einer zweiten Amtszeit von Macri grundsätzlich schon vollendet sein, mit Zustimmung von Macri.

			Als zweites muss sich die Regierung dann um das Gleichgewicht der Staatsfinanzen kümmern. Der Staat kann sich nicht weiter verschulden, weil ihm niemand Geld leiht, und die Geldschöpfung sollte stark begrenzt werden. Die hohen Zinsen, die der Staat zahlt, müssen aufhören. Wie das geschehen soll, sagt auch Alberto Fernández nicht. Für uns besteht hier nur eine Möglichkeit: die Anerkennung des Bimonetarismus, was einschließt, dass der Staat sich auch intern nur in Dollar (zu angemessenen Zinsen) verschuldet. Doch dieses Thema wird allgemein, auch von den Ökonomen, die öffentlich auftreten, und ebenfalls von Macri und Fernández und ihren Ökonomen, bei Seite gelassen, Es wurde auch beim IDEA-Kolloquium nicht erwähnt, obwohl sich hier eine einzigartige Gelegenheit geboten hätte, dies zu erläutern, wir wir es an dieser Stelle tun. Im Grunde ist es eben so, dass die Unternehmer keine Dollarkredite und auch keine mit Wertberichtigung wollen, sondern weiche Pesokredite, die eine Subvention beinhalten. Und das geht nicht mehr, nachdem die Sparer den Betrug allgemein verstanden haben und auf Dollar übergegangen sind, so dass das Kreditsystem kaum noch Pesos zur Verfügung hat, die sie den Unternehmen ausleihen kann.

			Die kommende Regierung muss einen verwalteten Wechselkurs in das formelle System einbauen, wenn möglich mit einem Gesetz, das besagt, auf welchem Niveau der Kurs festgesetzt wird, und wie gesichert wird, dass er real hoch bleibt. Das bezieht sich nicht nur auf eventuelle Verkäufe von Dollar aus den ZB-Reserven, sondern auch auch auf die Verwaltung der Zahlungsbilanz. Kapitaltransaktionen müssen zunächst auf einen anderen Devisenmarkt verlegt werden, und bei Importen müssen Maßnahmen bereit stehen, um sie einzuschränken, wenn die Devisen fehlen, um sie zu bezahlen. Denkt schon jetzt jemand von der Mannschaft von AF und von Macri an so etwas?

			Was die Arbeitspolitik- und Gesetzgebung betrifft, so genügt es nicht, dass die einzelnen Arbeitsverträge revidiert und modernisiert werden, nach dem Vorbild des Abkommens der Erdölwirtschaft in Vaca Muerta. Es muss als erstes die Beschäftigung gefördert werden, durch Besetzung von Arbeitsplätzen, die direkt oder potentiell unstabil sind. Das bedeutet, dass die Entlassungsentschädigung nicht ab drei Monaten, sondern erst nach zwei Jahren gelten muss. Das sagt jedoch außer uns niemand. Für Jugendliche muss es zusätzlich noch Sonderbestimmungen geben, wie der Erlass von Sozialabgaben für die ersten Jahre. 

			Bei den Arbeitsabkommen sollte allgemein die sogenannte “Ultraaktivität” abgeschafft werden, also die Norm, dass ein Arbeitsvertrag nach Ablauf weiter gilt, bis ein neuer ausgehandelt wird. Das verleiht den Gewerkschaften eine sehr starke Position. 1996 wollte der damalige Arbeitsminister von Menem, José Armando Caro Figueroa die Ultraaktivität abschaffen, aber die Gewerkschaften waren stärker und haben dies verhindert. Jetzt sollte das Thema wieder aufgenommen werden.

			Besonders wichtig wäre dass bei der Lohnverhandlung auch ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums mitwirkt, auch mit Stimmrecht und Vetorecht, und der konkreten Anweisung, das er keine Lohnerhöhungen zulässt, die auf die Preise abgewälzt werden, eine Abwertung voraussetzen oder eine direkte oder verkappte staatliche Subvention erfordern. Doch auch dies sagen nur wir. Ohne dies ist bei einer Stabilisierungspolitik Hopfen und Malz verloren.

			Es gibt noch weitere Aspekte der Wirtschaftspolitik, die eine Definition erfordern, an erster Stelle die Energiepolitik. Wie weit es besser ist, all dies anzukündigen, oder einfach mit der effektive Durchführung voranzuschreiten, sei dahingestellt. Die Ankündigung hat den Vorteil, dass sich die Betroffenen auf dies einstellen können, aber sie hat den Nachteil, dass es dann zu Konflikten kommt, die störend wirken und eventuell die Durchführung der Maßnahmen verhindern.
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